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Verhandlungen teilgenommen. Seine praktische Erfahrung gibt er in diesem 
Ratgeber weiter, zeigt Ihnen genau, wie Sie sich am besten auf Ihre ersten 
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rhein-Westfalen und der Hochschule Krefeld und weiß deshalb, seine Kenntnisse verständlich 
aufzubereiten.

Prof. Dr. Patrick Rieck

war viele Jahre als Staatsanwalt tätig und hat an zahlreichen – teilweise 
langwierigen und komplexen – Hauptverhandlungen teilgenommen. 
Diese Expertise gibt er nun an Sie weiter und zeigt Ihnen in diesem 
Ratgeber, wie Sie auch mit eher ungewöhnlichen Situationen in der 
Hauptverhandlung mühelos zurechtkommen. Die Vermittlung 
gelingt Herrn Rieck insbesondere, da er seit mehr als 25 Jahren für 
Alpmann Schmidt insbesondere als Repetitor tätig ist. Zuletzt war Herr Rieck bei der Generalstaats-
anwaltschaft in Düsseldorf tätig, bevor er als Dozent an die Hochschule für Polizei und öffentliche 
Verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen gewechselt ist. Dort gibt er heute seine strafrecht-
lichen und strafprozessualen Kenntnisse an künftige Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte weiter.
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Einführung 1. Abschnitt

Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare1 in der staatsanwalt-

lichen Sitzungsvertretung

1. Abschnitt: Einführung

A. Gesetzliche Grundlagen

Im Rechtsreferendariat wird Ihnen während der Ausbildung in der Strafstation bei
den Staatsanwaltschaften die Möglichkeit geboten, selbstständig,2 also ohne Anwe-
senheit hauptamtlich Beschäftigter der Staatsanwaltschaft (Amts- oder Staatsanwäl-
te), bei den Strafrichtern der Amtsgerichte als Sitzungsvertreter der Staatsanwalt-
schaft tätig zu werden. Dies ergibt sich aus § 142 Abs. 3 Alt. 1 GVG i.V.m. § 145 Abs. 2
GVG. Darüber hinaus ergibt sich aus den genannten Vorschriften, dass Sie im Beisein
eines Staatsanwalts sogar Sitzungsdienste vor dem Schöffengericht oder den Land-
gerichten wahrnehmen dürften. Von dieser Möglichkeit wird in der Praxis allerdings
selten Gebrauch gemacht.

B. Praktische Situation

An die Sitzungstätigkeit für die Staatsanwaltschaft werden Sie sich in Ihrem künfti-
gen Berufsleben wahrscheinlich noch lange erinnern. Denn vor allem im staatsan-
waltlichen Sitzungsdienst, der sich ja letztlich mit der Frage beschäftigt, in welcher
Weise der Staat auf die begangene Straftat reagiert, gibt es eine Menge spannender
Dinge zu erleben! Denn hier spielt sich nicht selten das „wahre“ Leben ab. So lernen
Sie nicht nur den Angeklagten (oder gleich mehrere von ihnen) kennen, sondern
häufig erfährt man auch einiges aus deren Leben und Schicksal. Manchmal werden
„Geschichten“ erzählt, die dann zu widerlegen sind. Nicht selten wird „Theater“ ge-
spielt und – hier wie dort – auch geweint, gelacht und manchmal sogar provoziert.
Und selbstverständlich werden hierfür auch die zur Verfügung stehenden strafpro-
zessualen Regeln genutzt, die wir Ihnen in diesem Ratgeber näherbringen.

An diesem „Schauspiel“ wirken auch die hauptamtlichen „Akteure“ mit – ein jeder in
seiner Rolle. Vielleicht werden Sie sich gerade deshalb an den einen oder anderen
später noch lebhaft erinnern. 

Blickt man hierfür zunächst auf den Strafrichter, so muss er bei der Leitung der
Hauptverhandlung auf Objektivität achten; anderenfalls kann ein Befangenheitsge-
such von Seiten der Verteidigung drohen. Dies hindert ihn im Einzelfall, der staatsan-
waltlichen Sitzungsvertretung tatkräftig mit Hinweisen beizustehen. Und hin und
wieder ist ein entsprechender Wille zu Hilfestellungen auch nicht besonders ausge-
prägt, etwa bei denjenigen Strafrichtern, die die – unzutreffende – Auffassung vertre-
ten, sie selbst trügen „seit Jahren“ die Hauptlast der Referendarausbildung, weil an-
geblich immer nur Referendarinnen und Referendare in ihre Sitzungen geschickt
werden.

Wendet man den Blick zur Strafverteidigung, ist nachvollziehbar, dass auch von ihr
weder Hilfe noch Unterstützung erwartet werden kann. Die Strafverteidigung ist Or-
gan der Rechtspflege und vertritt hierbei die Interessen des Mandanten. Zwar agiert
sie dabei nicht einseitig wie eine Partei. Nicht wenige – vor allem auswärtige – Straf-
verteidiger erblicken ihre Daseinsaufgabe aber darin, es der Anklagebehörde und

1 Zugunsten der besseren Lesbarkeit werden im Folgenden natürliche Personen im Singular in der männlichen
Form und im Plural in der generischen Form (oft: dem generischen Maskulinum) benannt. Gemeint sind aber na-
türlich stets sämtliche Personen.

2 Vgl. dazu BeckOK/Graf, GVG, 25. Edition (Stand: 15.11.2024); § 7 ThürAGGVG Rn. 6 f.; KK-StPO/Mayer, GVG, 69. ‚Aufl.
2023, § 142 Rn. 14.
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Einführung1. Abschnitt

dem Gericht so schwer wie möglich zu machen, wenn – wie im Regelfall der erhobe-
nen Anklage – eine Verurteilung des Mandanten droht. Aufseiten der jeweiligen Sit-
zungsvertretung sollte deshalb keine Verwunderung entstehen, wenn sämtliche pro-
zessualen Rechte, insbesondere Antragsrechte, während der Beweisaufnahme ge-
nutzt werden, um den Anklagevorwurf zu widerlegen. Das ist schließlich der „Job“
vernünftiger Strafverteidigung. Darüber hinaus braucht sich weiterhin auch kein Sit-
zungsvertreter darüber wundern, dass vor allem dann, wenn der Zuschauerraum des
Sitzungssaals gut gefüllt ist, man im Rahmen etwaiger Konfrontationsverteidigung
auch mal „angegangen“, unfreundlich behandelt oder gar völlig ignoriert wird. Das
ist – wie ausgeführt – ein „Spiel“, das für den Mandanten geführt wird. Es richtet sich
regelmäßig niemals gegen Sie persönlich!

Und schließlich lohnt letztlich auch ein Blick auf die Sitzungsöffentlichkeit. Denken
Sie sich beispielsweise eine Schulklasse in den Zuhörersaal. Die Zuhörer werden Sie
aller Voraussicht nach als hauptamtlichen Staatsanwalt identifizieren. Haben Sie eine
Idee, welche Vorstellungen und Erwartungen diese von „Ihrem“ Job haben? Fragen
Sie der Einfachheit halber einmal Ihre Angehörigen, soweit diese keine juristische
Vorbildung haben! Sie werden – auch ohne Kenntnis der sehenswerten Fernsehserie:
„Der Staatsanwalt“3 – schnell feststellen, dass zur staatsanwaltlichen Tätigkeit (und
der jeweiligen Verdienstverhältnisse) Vorstellung und Realität weit auseinanderlie-
gen, andererseits durchaus aber eine berechtigte Erwartung besteht, dass die jewei-
lige Sitzungsvertretung ihre Sache – die Vertretung der Anklage – engagiert betreibt.
Etwaige Unsicherheiten im Sitzungsdienst wären damit schlichtweg nicht vereinbar.

C. Sitzungsdienst – Eine gute Vorbereitung ist alles!

Angesichts der vorangegangenen Ausführungen fragen Sie sich nun vielleicht, ob
der Sitzungsdienst wirklich eine solches Erlebnis bietet, dass man sich später daran
noch erinnern mag. Auf diese Frage erhalten Sie auch gleich die typische Juristenant-
wort: Es kommt darauf an! Entscheidend ist die richtige Vorbereitung!

Die folgenden Ausführungen möchten Ihnen diese erleichtern. Machen Sie es sich
jetzt also bequem! Lesen Sie alles in Ruhe durch! Und Sie werden sehen: Der Sitzungs-
dienst braucht Sie nicht beunruhigen. Er wird mit etwas Vorbereitung ein persönli-
ches Erlebnis werden, an das Sie sich später sicher positiv zurückerinnern werden!
Und nicht selten hat gerade dieser Abschnitt in der Referendarausbildung bei dem
einen oder der anderen zu dem Berufswunsch geführt, später selbst Staatsanwalt zu
werden!

3 Abrufbar unter https://www.zdf.de/serien/der-staatsanwalt.
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2. Abschnitt: Vor der Hauptverhandlung

Die beste Vorbereitung beginnt frühzeitig. Dieses Kapitel befasst sich mit den jeweils
vor dem Sitzungsdienst zu erfüllenden „Aufgaben“.

A. Sitzungseinteilung

Die Festlegung der Bediensteten und Rechtsreferendare, die für die Staatsanwalt-
schaft die Sitzungstermine bei den Amtsgerichten wahrnehmen, erfolgt bei der je-
weiligen Staatsanwaltschaft im Regelfall durch einen – hierfür verantwortlichen –
Amtsanwalt als „Sitzungsverteiler“. Dieser koordiniert die Sitzungswahrnehmung
der Amtsanwaltschaft bei den Amtsgerichten eigenständig anstelle der Behördenlei-
tung.

Im Regelfall erfolgt die Sitzungseinteilung bereits in der Vorwoche vor den jeweili-
gen Sitzungsterminen, zumeist an einem in der Behörde festgesetzten Wochentag.
Die wahrzunehmenden Termine und die Namen der Sitzungsvertreter werden dann
häufig im Hausintranet der Staatsanwaltschaft bekanntgegeben. Sämtliche Sitzungs-
handakten für die Sitzungstermine werden schließlich dem eingeteilten Sitzungsver-
treter bzw. Ausbilder – für die Rechtsreferendare – zugeleitet. Zumeist haben diese
deshalb bereits kurze Zeit nach der Sitzungseinteilung Kenntnis von den anstehen-
den Sitzungsterminen. Sie informieren dann ihren Rechtsreferendar entweder per
E-Mail oder telefonisch.

Die Vorbereitung kann demnach erst beginnen, wenn Sie Kenntnis über wahrzuneh-
mende Sitzungstermine erhalten. 

Check-Liste: Vorbereitung der Sitzungstermine

n Wann bin ich zur Sitzungsvertretung eingeteilt?

n Wo findet die Sitzung statt?

n Wann und wo kann ich die Sitzungshandakten bekommen?

n Habe ich die Sitzungsmappe mit allen am Sitzungstag anberaumten Terminen?

n Sind in den Sitzungshandakten die Anklagen/Strafbefehle?

n Sind in den Sitzungshandakten aktuelle Auszüge aus dem Bundeszentralregister?

n Wann habe ich den Besprechungstermin mit meinem Ausbilder?

n Wo kann ich mir die für die Sitzungsvertretung erforderliche Robe ausleihen?

n Habe ich bereits ein weißes Oberhemd nebst weißer Krawatte bzw. – die Damen –
eine weiße Bluse?

n Habe ich meine Gesetzestexte und ggf. den Kommentar von Fischer zum Straf-
gesetzbuch und von Meyer-Goßner/Schmitt zur Strafprozessordnung? Wo kann
ich mir entsprechende Kommentare ausleihen?

Tipps für eine gute Stationsnote: Zeigen Sie eigeninitiativ Interesse für diese Auf-
gaben. Informieren Sie sich über den Tag der Sitzungseinteilung Ihrer Ausbildungs-
Staatsanwaltschaft. Und gehen Sie dann selbst auf Ihren Ausbilder zu und erkundi-
gen Sie sich, ob und wo sie in der folgenden Woche zum Sitzungsdienst eingeteilt
sind!
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b) Unterstützung eines Beweisantrags

Liegt demgegenüber ein ordnungsgemäß gestellter Beweisantrag des Verteidigers
vor und erscheint die Beweiserhebung auch dem Sitzungsvertreter sachdienlich

und erforderlich, so genügt ein relativ kurzer Hinweis.

c) Antrag auf Zurückweisung eines Beweisantrags

Anders verhält es sich, wenn ein Beweisantrag i.S.d. § 244 Abs. 3 S. 1 StPO vorliegt
und dieser zurückgewiesen werden soll. Hier sollten Sie zusätzlich darlegen, dass die
Voraussetzungen eines Zurückweisungsgrunds gegeben sind. 

Die Zurückweisung von Beweisanträgen ist in folgenden Fällen zulässig:

Fall 1: Beweiserhebung unzulässig

Es wird eine Beweiserhebung begehrt mit in der
StPO nicht zugelassen Beweismitteln, z.B. Lügen-
detektor, oder über Themen, die der Beweisauf-
nahme entzogen sind, z.B. Wahrnehmungen er-
kennender Richter oder Vernehmung des gemäß
§ 55 StPO auskunftsverweigerungsberechtigten
Zeugen.21   

eine solche Beweiserhebung nicht. Der Unfallort ist allen Beteiligten hinlänglich
bekannt. Zu der konkreten Unfallörtlichkeit wurden im Rahmen der heutigen
Hauptverhandlung im Übrigen bereits 10 Lichtbilder in Augenschein genommen.

Beispiel: 

Der Verteidiger beantragt, die Zeugin Julia Müller zu der Tatsache, dass sich der
Angeklagte zum Tatzeitpunkt bei ihr aufgehalten und insoweit ein Alibi hat, zu ver-
nehmen.

Antrag:

Dem Antrag der Verteidigung trete ich bei. 

Auch ich beantrage, der Beweiserhebung nachzugehen. Bei dem Antrag auf Ver-
nehmung der Zeugin Julia Müller zu der Tatsache, dass der Angeklagte sich zum
Tatzeitpunkt bei ihr – seiner Freundin – aufgehalten hat, handelt es sich um eine
Tatsachenbehauptung, die durch das genannte Beweismittel belegt werden kann.
Einer der Ablehnungsgründe des § 244 Abs. 3 StPO ist nicht gegeben. Da die Be-
weiserhebung ein mögliches Alibi des Angeklagten betrifft, ist die Beweiserhe-
bung auch erforderlich.

Beweiserhebung 
unzulässig, 

§ 244 Abs. 3 S. 2 StPO

Nicht beweisbedürfte 
Tatsachen-

behauptung

 § 244 Abs. 3 S. 3 StPO

Ungeeignetes oder 
unerreichbares 
Beweismittel,

§ 244 Abs. 3 S. 3 StPO

Prozess-

verschleppung,

§ 244 Abs. 6 S. 2 StPO

Gesetzlich vorgesehene Ablehnungsgründe für einen Beweisantrag

Unzulässige Beweiserhebung
(§ 244 Abs. 3 S. 2 StPO)
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Fall 2: Beweis der Tatsachenbehauptung nicht erforderlich

Es wird eine allgemein bekannte oder zumindest
gerichtsbekannte Tatsache unter Beweis gestellt.   

Es wird eine Tatsache unter Beweis gestellt, die in
keinem Zusammenhang zu dem Schuld- und/
oder Rechtsfolgenausspruch steht.22

   

Es wird eine Tatsache unter Beweis gestellt, von
der das Gericht bereits überzeugt ist.   

Eine Tatsache, die zur Entlastung des Angeklag-
ten unter Beweis gestellt wird, kann so behandelt
werden, als wäre sie wahr.   

Fall 3: Beweismittel ungeeignet oder nicht erreichbar

Beweismittel ist ungeeignet, wenn es die Tatsa-
chenbehauptung nicht wird belegen können,
z.B. ein wegen körperlicher oder geistiger Gebre-
chen beeinträchtigter Zeuge23 oder ein für lange
zurückliegende Vorgänge benannter Zeuge.24   

Beweismittel kann nicht herbeigeschafft werden,
z.B. in Südamerika untergetauchter – via Interpol
nicht ermittelbarer – Zeuge.25

   

Fall 4: Prozessverschleppung

Beweiserhebung kann nichts Sachdienliches zu-
gunsten des Angeklagten erbringen; dient nur
dem In-die-Länge-ziehen des Verfahrens, was
der Antragsteller auch weiß.26

   

d) Antrag auf Zurückweisung eines Antrags auf Sachverständigen-

beweis

Die zuvor genannten Ablehnungsgründe gelten für alle Beweismittel. 

Ergänzend kann ein Antrag auf Vernehmung eines Sachverständigen abgelehnt
werden, wenn

n das Gericht selbst die erforderliche Sachkunde besitzt (vgl. § 244 Abs. 4 S. 1 StPO)
oder 

21 BGH RÜ2 2017, 161 f.

22 Vgl. zu diesem Ablehnungsgrund BGH RÜ2 2018, 133.

23 Meyer-Goßner/Schmitt § 244 Rn. 59.

24 Meyer-Goßner/Schmitt § 244 Rn. 59a.

25 Vgl. zu diesem Ablehnungsgrund BGH RÜ 2017, 176 f.

26 Vgl. eingehend Meyer-Goßner/Schmitt § 244 Rn. 92 ff.

Beweis einer offenkundigen 
Tatsache (§ 244 Abs. 3 S. 3 
Nr. 1 StPO)

Beweis einer bedeutungs-

losen Tatsache (§ 244 Abs. 3 
S. 3 Nr. 2 StPO)

Beweis einer bereits bewie-

senen Tatsache (§ 244 Abs. 3 
S. 3 Nr. 3 StPO)

Wahrunterstellung einer der 
Entlastung des Angeklagten 
dienenden Tatsache (§ 244 
Abs. 3 S. 3 Nr. 6 StPO)

Ungeeignetes Beweismittel 
(§ 244 Abs. 3 S. 3 Nr. 4 StPO)

Unerreichbares Beweismittel 
(§ 244 Abs. 3 S. 3 Nr. 5 StPO)

Beweisantrag beabsichtigt 
Prozessverschleppung 
(§ 244 Abs. 6 S. 2 StPO)
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n das Gegenteil der behaupteten Tatsache bereits durch ein früheres Gutachten er-
wiesen ist (vgl. § 244 Abs. 4 S. 2 StPO).

e) Antrag auf Zurückweisung eines Antrags auf Einnahme eines 

Augenscheins oder der Vernehmung eines Zeugen, der im Ausland 

wohnt

Ein Beweisantrag auf Einnahme eines Augenscheins und ein Beweisantrag auf Ver-

nehmung eines Zeugen, dessen Ladung im Ausland zu bewirken wäre, kann ab-
gelehnt werden, wenn der Augenschein oder die Vernehmung zur Erforschung der
Wahrheit nach dem pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts nicht erforderlich ist (vgl.
§ 244 Abs. 5 S. 1 und S. 2 StPO).

f) Einzelbeispiele zu Beweis- und Beweisermittlungsanträgen der 

Verteidigung

Im Rahmen einer Hauptverhandlung könnten Sie ggf. auf die Anträge der Verteidi-
gung wie folgt reagieren:

Beispiel: 

Ich beantrage, die im Rahmen der heutigen Hauptverhandlung von der Verteidi-
gung unter Beweis gestellten Anträge als unbegründet zurückzuweisen.

1. Bei dem Antrag auf Vernehmung des Zeugen Pohlmeier dazu, dass die Ange-
klagte den Zeugen am Nachmittag des 09.10.2024 besucht und mehrfach mit
ihm, jedenfalls am 21.08.2024 und am 03.10.2024 telefoniert habe, handelt es
sich zwar um einen ordnungsgemäßen Beweisantrag. Dieser dürfte indes für
die Entscheidung des Gerichts ohne Bedeutung sein. Der Besuch am Nachmit-
tag des 09.12.2023 sowie die mehrfachen Telefonate zwischen ihm und der An-
geklagten lassen lediglich mögliche, aber nicht zwingende Schlüsse zu. Die nur
möglichen Schlüsse darf das Gericht aber nicht ziehen.

2. Der Antrag auf Vernehmung der Zeugen Hegge und Vogel ist zurückzuweisen,
weil es sich um ungeeignete Beweismittel handelt. Beide Zeugen sind für Vor-
gänge benannt, die mehr als 4 Jahre zurückliegen. In ihr Wissen werden mehre-
re Telefonate gestellt. Diese sollen zum Teil mit mehreren Personen, zum Teil an
aufeinanderfolgenden Tagen und zu einer bestimmten Tageszeit sowie zum
Teil an unterschiedlichen Orten geführt worden sein. Die gesicherte Lebenser-
fahrung spricht dagegen, dass Personen sich an derartige Vorgänge erinnern
können. Bei beiden Zeugen handelt sich um Handwerksmeister, die nach allge-
meiner Lebenserfahrung täglich eine Vielzahl von Telefonaten zu führen haben.
Die Zeugen sollen zu derartigen, für sie regelmäßig wiederkehrenden Vorgän-
gen gehört werden. Zu diesen sind sie bisher nicht vernommen worden. Sie
würden daher erstmals mit den Vorgängen konfrontiert mit der naheliegenden
Folge, dass sie erstmals nach Jahren die Bedeutung der Beweisfrage erkennen
würden. Es ist nicht ersichtlich, dass die Zeugen entgegen der allgemeinen Le-
benserfahrung in der Lage sind, die für sie alltäglichen Vorgänge zeitlich so ein-
zugrenzen, wie es in den Beweisbehauptungen zum Ausdruck kommt.

3. Der Antrag auf Abspielen des Telefonüberwachungsbandes (= TÜ-Band) ist zu-
rückzuweisen. Es handelt sich um einen Beweisermittlungsantrag, der auf die
Einnahme eines Augenscheins abzielt, ohne dass die zu beweisende Tatsache
angegeben wird. Die Beweiserhebung ist zur Erforschung der Wahrheit nicht 
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4. Veränderungen des rechtlichen Gesichtspunktes oder der Sachlage 

und Nachtragsanklage während der Hauptverhandlung

a) Rechtlicher Hinweis gemäß § 265 StPO

Während der Hauptverhandlung stellt sich manchmal heraus, dass die Tathandlung
abweichend von der Einordnung in der gerichtlich zugelassenen Anklageschrift tat-
sächlich oder rechtlich anders zu bewerten ist. 

Bleibt der Verfahrensgegenstand (also der historische Sachverhalt, der die prozessu-
ale Tat i.S.d. § 264 StPO umschreibt) von der Veränderung unberührt und erstreckt
sich die Veränderung nur auf die rechtliche Würdigung, so muss der Vorsitzende dem
Angeklagten gemäß § 265 Abs. 1 StPO einen rechtlichen Hinweis auf die Verände-
rung erteilen. Der Hinweis muss dabei so abgefasst sein, dass der Angeklagte erken-
nen kann, auf welche konkreten Tatsachen das Gericht die mögliche geänderte
rechtliche Bewertung stützt. Verfahrensrechtlich handelt es sich um eine Ergänzung
der vom Gericht zugelassenen Anklage.27 

erforderlich. Der Umstand, dass der Zeuge Pohlmeier entgegen seiner Aussage
selbst Kunden für die eingeschmuggelten Zigaretten gehabt haben mag, lässt
nicht den Schluss zu, dass seine Angaben zum eigentlichen Tatgeschehen
falsch sind.

4. Der Antrag auf Vernehmung des Zeugen Emil Steinberger ist gemäß § 244

Abs. 5 S. 2 StPO zurückzuweisen. Die Vernehmung des in der Schweiz wohnen-
den und zur Anreise an die Gerichtsstelle nicht bereiten Zeugen ist nach pflicht-
gemäßem Ermessen zur Erforschung der Wahrheit nicht notwendig. Die Aufklä-
rungspflicht erfordert die Vernehmung des Zeugen nicht, da von seiner Verneh-
mung keine wesentliche Änderung des bisherigen Beweisergebnisses zu er-
warten ist. Der Beweiswert einer etwaig entlastenden Aussage des 1939 gebo-
renen Zeugen ist von vornherein eingeschränkt. Der Zeuge, der ausweislich sei-
nes Anschreibens an das Gericht vom 19.01.2025 zu einem ihm nicht mehr in Er-
innerung gebliebenen Tatzeitpunkt einmal mit dem Angeklagten zusammen-
getroffen sein will, hat nach seinen Angaben im August 2024 einen Gehirn-
schlag mit bleibenden Folgen erlitten. Es ist nicht auszuschließen, dass dadurch
die Gedächtnisleistung des Zeugen beeinträchtigt ist. Der Zeuge ist zudem für
einen Vorfall benannt, der mehr als 4 Jahre zurückliegt. In sein Wissen wird die
genaue Zeitdauer eines Treffens mit dem Angeklagten gestellt. Die gesicherte
Lebenserfahrung spricht dagegen, dass sich der Zeuge in seiner jetzigen Verfas-
sung an die in sein Wissen gestellten Einzelheiten des Treffens erinnern kann. Es
ist nicht ersichtlich, dass der Zeuge in der Lage ist, den Vorgang so einzugren-
zen, wie es in der Beweisbehauptung zum Ausdruck kommt.

27 Meyer-Goßner/Schmitt § 265 Rn. 6.

Beispiel: 

So besteht eine Hinweispflicht etwa, wenn sich herausstellt, dass eine andere Tat-
bestandsvariante desselben Straftatbestands in Betracht kommt (BGH RÜ 2017,
112 ff.) oder wenn wegen Alleintäterschaft anstatt Mittäterschaft entschieden
wird (BGH NStZ-RR 2022, 383).
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Die deutsche Fahrerlaubnis erlischt (Entziehung der Fahrerlaubnis). Der Führer-

schein wird im Urteil eingezogen (§ 69 Abs. 3 StGB). Das Gericht bestimmt eine
Sperre für die Wiedererteilung einer neuen Fahrerlaubnis. 

4. Abschnitt: Nach der Hauptverhandlung

A. Sitzungsbericht

Sie haben als Sitzungsvertreter für die Staatsanwaltschaft für jede Hauptverhand-
lung einen Sitzungsbericht zur fertigen. 

In dem Sitzungsbericht sind insbesondere

n der Antrag des Sitzungsvertreters und

n die durch das Gericht verkündete Entscheidung 

aufzunehmen. 

Ergänzend können Sie auch Rechtsmittelvorschläge machen, wenn Sie die vom Ge-
richt getroffene Entscheidung für fehlerhaft halten. 

In dem Sitzungsbericht ist, soweit erforderlich, weiterhin auch eine Haftentlassung

anzugeben und zu notieren, ob ein förmliches Entlassungsersuchen an die Justizvoll-
zugsanstalt gestellt worden ist. Das Entlassungsersuchen sollte in der Sitzungsmap-
pe als Vordruck vorhanden sein, der mit dem Dienstsiegel versehen ist. Im Rahmen
der Sitzungsvorbereitung ist bereits bekannt, ob sich der Angeklagte in Untersu-

Beispiel 1: Entziehung Fahrerlaubnis

„Ergänzend zu der Geldstrafe beantrage ich, dem Angeklagten die Fahrerlaubnis
zu entziehen, den Führerschein einzuziehen und die Verwaltungsbehörde anzu-
weisen, vor Ablauf von 9 Monaten dem Angeklagten keine neue Fahrerlaubnis zu
erteilen (oder auch „eine Sperrfrist von 9 Monaten“).“

Beispiel 2: Angeklagter hat keine Fahrerlaubnis

Hat der Angeklagte keine Fahrerlaubnis verbleibt es bei der Beantragung einer
Sperrfrist nach § 69a Abs. 1 S. 3 StGB:

„Ich beantrage, die Verwaltungsbehörde anzuweisen, vor Ablauf eines Jahres kei-
ne Fahrerlaubnis zu erteilen.“

Check-Liste: Nachbereitung des Sitzungstermins

n Sitzungsbericht fertigen

n Mögliche Einleitung eines neuen Ermittlungsverfahrens

n Erforderlicher Sitzungsvermerk bei unterbrochener Hauptverhandlung

n (Sitzungsvertreter-)Verfügung fertigen

n Besprechungstermin mit dem Ausbilder

n Rückgabe der Sitzungsrobe

Hinweis: Das Mitschreiben des gegen den Angeklagten verhängten Schuldspruchs
und – vor allem – der Rechtsfolgenentscheidung ist extrem wichtig, weshalb Sie
sich während der Urteilsverkündung sofort die Entscheidung des Gerichts notieren
sollten!
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chungshaft gemäß § 112 StPO oder Hauptverhandlungshaft nach § 127b StPO befin-
det. Es empfiehlt sich dann vor der Sitzung in der Sitzungsmappe nach einem Entlas-
sungsersuchen zu sehen.

Ansonsten sind Ausführungen zu Abtrennungen oder Verfahrensverbindungen

üblich. Im Fall der Verbindung von zwei Verfahren in der Hauptverhandlung sollte
ausdrücklich angegeben werden, welches der beiden Verfahren führt.

In der Praxis finden sich in vielen Bundesländern Vordrucke für den Sitzungsbe-

richt, die dem nachstehenden Beispiel entsprechen oder zumindest ähnlich sind:   

Hauptverhandlung am _________________ um __________

vor dem Amtsgericht __________________, Schöffengericht

________________________ Gebäude, _____ Stock, Saal ___

 Berufung der StA bzgl. _____________________________

 Berufung des/der _________________________________

________  gerichtl. Erledi-
gungskennziffer

  als Gewinnabschöpfung
statistisch erfassen

  Asservatenentscheidung
herbeigeführt

Die Entscheidung wurde am ____________ verkündet. Sie ist

 rechtskräftig bezüglich  ________________________________________________________

Es erfolgt  kein /  folgender Rechtsmittelvorschlag:

bezüglich  _____________________________________________________________________

Haftentlassung bezüglich  ________________________________________________________

Drogenabhängigkeit bezüglich ____________________________________________________

  D. Verurteilte/n _______________________________________________________________
hat/haben seinen/ihren Wohnsitz im Ausland, und zwar in  ___________________________
(siehe insoweit Anlage/n „Angaben Rahmenbeschlüsse“)

Sonstige Bemerkungen (z.B. Abtrennungen, Straftaten i. d. Sitzung):  ______________________

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________

Vfg.

.)  Frau/Herrn Sonderrechtspfl eger/in für
Unterbringungen

.) Frau/Herrn Ausbilder/in

.) Frau LOStAin

.) Frau/Herrn AL/in

.) Frau/Herrn Dez/in

.) Frau/Herrn Rechtspfl /in

________________________________ , ____________
                         (Ort)                                           (Datum)

_____________________________________________
(Unterschrift und Namensstempel)

Antrag:

(betr. Schuldfrage; Rechtsfolgenfrrage; Haftfrage; Kosten; Asservate; StrEG)                   Fortsetzung auf der Rückseite

Entscheidung:

Sitzungsbericht (64 Js 51/24)

19.08.2024 09:00 Uhr

A
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Das Ausfüllen dieser Vordrucke ist selbsterklärend. Da die Handakte mit dem Sit-
zungsbericht nach der Sitzung nicht ausnahmslos immer nur dem Ausbilder und zu-
ständigen Dezernenten (Anklageverfasser), sondern im Einzelfall auch dem jeweili-
gen Abteilungsleiter und/oder Behördenleiter (je nach innerorganisatorischer Rege-
lung) vorzulegen ist, sollten Sie auf das vollständige und vor allem lesbare Ausfüllen
des Sitzungsberichts großen Wert legen!

Die Sitzungsberichte können Sie entsprechend nachfolgend aufgeführter Beispiels-
fälle erstellen.
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I. Nicht erschienener Angeklagter oder Zeuge

Antrag Entscheidung

Der Angeklagte Müller erschien trotz 
ordnungsgemäßer Ladung nicht.

Vertagung. Neuer Termin von Amts 
wegen

Vorführung, § 230 Abs. 2 StPO wird an-
geordnet

oder

Haftbefehl nach § 230 StPO

-----------------------------------------------

Der Angeklagte Müller erschien trotz 
ordnungsgemäßer Ladung nicht.

Strafbefehl, § 408a StPO:
60 Tagessätze zu je 20 €

------------------------------------------------

Die Zeugin Tuschel erschien trotz ord-
nungsgemäßer Ladung nicht.

Ordnungsgeld 150 €, 
ersatzweise 3 Tage Haft

Unterbrechung der Hauptverhandlung

Fortsetzung am 09.04.2025 um 14:00 
Uhr Saal A

Die Zeugin soll zu diesem Termin vorge-
führt werden

oder

Die Zeugin Tuschel erschien krankheits-
bedingt nicht. Der Vorsitzende erklärte, 
dass er heute ein ärztliches Attest erhal-
ten habe, dass die Verhandlungsunfä-
higkeit der Zeugin feststellt. Der Ange-
klagte zeigte sich nicht geständig. Die 
Anhörung der Zeugin ist unerlässlich. Es 
ist nicht bekannt, wie lange die Zeugin 
verhandlungsunfähig sein wird.

Vertagung. N.T.v.A.w. (Neuer Termin von 
Amts wegen)

N.A. („Nach Antrag“)

N.A.

N.A.

N.A.
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A. Aufbau-
schemata

V. Herausgabe/Rückzahlung/Wertersatz
15. Nichtleistungskondiktion gegenüber Verfügendem oder

Drittem, § 816 Abs. 1 S. 1 bzw. § 816 Abs. 1 S. 2

I. Voraussetzungen

1. Verfügung: Ein Recht wird aufgehoben/übertragen/belastet/inhaltlich verändert.
2. Über einen Gegenstand: Gegenstände sind alle Sachen/Rechte.
3. Eines Nichtberechtigten

Berechtigter ist

 der verfügungsberechtigte Rechtsinhaber

 der kraft Gesetzes Verfügungsberechtigte

 der gem. § 185 Abs. 1 zur Verfügung Ermächtigte
Nichtberechtigter ist demnach

 derjenige, der überhaupt nicht berechtigt ist

 derjenige, der nur gemeinsam mit einem anderen berechtigt ist (Bruchteils- oder Gesamthands-
berechtigung)

 derjenige, der zwar Rechtsinhaber ist, dessen Verfügungsbefugnis aber beschränkt ist

 derjenige, der ein belastetes Recht unbelastet überträgt

! Obwohl eineGenehmigung nach § 185 Abs. 2 Var. 1 gem. § 184 Abs. 1 auf den Zeitpunkt der
Verfügung zurückwirkt, handelt der Verfügende als „Nichtberechtigter“ i.S.d. § 816. Grund: Durch
Genehmigung soll der eigentlich Berechtigte gerade in die Lage versetzt werden, den Anspruch aus
§ 816 geltend zumachen.

! Zur Berechtigung des Veräußerers einer Sache ausführlich vgl.  S. 240

4. Unentgeltlichkeit
Die Kondiktion ist auf Herausgabe des ur-
sprünglichen Leistungsgegenstandes gerich-
tet. Derjenige, der diesen unentgeltlich erhal-
ten hat, ist nicht schutzwürdig.

4. Entgeltlichkeit
Die Kondiktion ist auf Herausgabe der„Ge-
genleistung“ gerichtet, die bei Unentgeltlich-
keit fehlt.

OP Rechtsgrundlos = unentgeltlich?
– Verfügt der Nichtberechtigte an den Dritten rechtsgrundlos, hat er – wie bei Unentgeltlichkeit –
ebenfalls keinen Anspruch auf eine Gegenleistung.

– Nach e.A. kann er deshalb analog § 816 Abs. 1 S. 2 Herausgabe von demDritten verlangen.
– Nach h.M. muss der Dritte sich bereicherungsrechtlich nurmit seinem Vertragspartner auseinander-
setzen.

Nichtleistungskondiktion gegenüber
Verfügendem, § 816 Abs. 1 S. 1

Nichtleistungskondiktion gegenüber
Drittem, § 816 Abs. 1 S. 2

§ 816 I 1

Verfügung

B

D

NB

§ 816 I 2

Verfügung
unentgeltlich

B

NB

D
wirksam wirksam

5 Abs. 2 VaVV r.rr 1 gem. § 184 Abs. 1 auf den ZeZZ itpt unkt der
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B. Vertiefungs-
schemata

I. Allgemeiner Teil
5. Beschränkte Geschäftsfähigkeit,

Geschäftsunfähigkeit (Fortsetzung)

 § 112: Betrieb eines Erwerbs-
geschäftes

 § 113: Dienst- oder Arbeits-
verhältnis

 § 107: Lediglich rechtlich vor-
teilhafte Geschäfte

B. Vertiefungs-
schemata

2. Rechtsfolgen

Wirksamkeit ist abhängig von
Genehmigung der gesetzlichen

Vertretung

 Versagung der Genehmigung ge-
genüber Vertragspartner

 Erteilung der Genehmigung
gegenüber Vertragspartner

 Versagung der Genehmigung ge-
rigem

hmigung
ährigem

kann unab-
vtl. dem Min-
rteilten/ver-

ung
g erteilt

g versagt wer-

wei Wochen
abgegeben
lt Genehmi-
ert)

Geschäft endgültig unwirksam

Geschäft endgültig wirksam

Geschäft wirksam, es sei denn,
Vertragspartner fordert zur
Genehmigung auf

Geschä

Geschäft endgültig unwirksam

Geschäft endgültig unwirksam

Geschäft unwirksam, es sei
denn, Vertragspartner fordert
zur Genehmigung auf

Beach
Minde
nes ge
er kan
§ 108

Geschäft wirksam Geschäft schwebend unwirksam Geschäft unwirksam

 § 107: Geschäfte mit Einwilli-
gung des gesetzlichen Vertre-
ters

 § 108: Zweiseitige Rechtsge-
schäfte schwebend unwirksam

 § 111: Einseitige Rechtsge-
schäfte endgültig unwirksam

(–) (–)

! Ausschluss der Vertretungs-
macht gem. § 1629 Abs. 2 i.V.m.

§ 1824:

! Beschränkung der Vertre-
tungsmacht gem. § 1643 i.V.m.

§§ 1850 ff.
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B. Vertiefungs-
schemata

II. Schuldrecht
14. Systematik Gewährleistungsrecht Kaufrecht

1. Stufe: § 437 Nr. 1,
Nacherfüllung

B. Vertiefungs-
schemata

Die drei Stufen der kaufrechtlichen Gewährleistung

A. Grundvoraussetzungen: I. Wirksamer Kaufvertrag  S. 7
II. Sach- oder Rechtsmangel, §§ 434, 435  S. 186
III. im Zeitpunkt des Gefahrübergangs bzw. des Erwerbs, §§ 446, 447 (§ 474 Abs. 2)  S. 186

D. Kein Gewährleistungsausschluss durch Rechtsgeschäft oder Gesetz

E. Keine Verjährung, § 438

B. Zusätzliche Voraussetzungen für die zweite und dritte Stufe:
I. Erfolgloser Ablauf einer angemessenen Nacherfüllungsfrist oder
II. Entbehrlichkeit der Fristsetzung 

1. Nach Kaufrecht, § 440
 S. 1 Var. 1, Verkäufer verweigert beide Arten der Nacherfüllung gem.

§ 439 Abs. 4 (unverhältnismäßig hohe Kosten)
 S. 1 Var. 2, Fehlschlagen der Nacherfüllung
 S. 1 Var. 3, Unzumutbarkeit der Nacherfüllung für Käufer

2. Unternehmerregress, § 478 Abs. 1
3. Nach Schuldrecht AT

 Entbehrlichkeit nach § 323 Abs. 2 i.V.m. § 440 S. 1 (bei Rücktritt) oder
§ 281 Abs. 2 i.V.m. § 440 S. 1 (bei Schadensersatz statt der Leistung)

 Bei Unmöglichkeit Entbehrlichkeit nach § 326 Abs. 5 (bei Rücktritt) oder 
§ 283 bei Unmöglichkeit

 Wahlrecht des Käufers, sofern nicht
- eine Nacherfüllungsart unmöglich, 

§ 275
- Leistungsverweigerungsrecht des

Verkäufers, §§ 275 Abs. 2, 439 Abs. 4
 Aufwendungsersatzanspruch des

Käufers, § 439 Abs. 2 u. 3  S. 12, 14

Mangel -
beseitigung,
§§ 437 Nr. 1, 

439 Abs. 1 Alt. 1

Neulieferung,
§§ 437 Nr. 1, 

439 Abs. 1 Alt. 2

Verzögerungsschaden,
§§ 437 Nr. 3 Alt. 1, 

280 Abs. 1 u. 2, 286

2. Stufe: § 437 Nr. 2,
Rücktritt/Minderung

C. Weitere Voraussetzungen:

I. Vertretenmüssen (vermutet
gem. § 280 Abs. 1 S. 1) 

oder

II. Bei § 311a: Keine Kenntnis oder
grob fahrlässige Unkenntnis
vom Leistungshindernis

(–), wenn Mangel
nur unerheblich, 
§ 323 Abs. 5 S. 2,
oder bei Teil-
leis tung kein 
Inte ressenwegfall, 
§ 323 Abs. 5 S. 1 

(+), auch wenn
Mangel nur 
unerheblich, 
§ 441 Abs. 1 S. 2

Rücktritt,
§§ 437 Nr. 2 

Alt. 1, 440, 323, 
326 Abs. 5

Minderung,
§§ 437 Nr. 2 
Alt. 2, 441

3. Stufe: § 437 Nr. 3 i.V.m. … ,
Schadensersatz/Aufwendungsersatz

(–), kein SE statt der ganzen Leis tung,
wenn Mangel unerheblich, § 281 Abs. 1
S. 3, oder bei Teilleis tung kein Interes-
senwegfall, § 281 Abs. 1 S. 2

SE statt der
Leistung,

§§ 280 Abs. 1 
u. 3, 281 oder
§§ 280 Abs. 1 
u. 3, 283 oder

§ 311a

Aufwendungs -
ersatz,
§ 284

Bei Verzug mit
der Nacherfül-
lung, § 286

Aufbauschemata Zivilrecht/ZPO

Dr. Tobias Langkamp, 

Rechtsanwalt und Repetitor

Frank Müller, Rechtsanwalt und Repetitor

Leseproben und Bestellungen:
shop.alpmann-schmidt.de

Leichter Lernen mit
unseren Schemata

Preis

18,90 €

Unsere Aufbauschemata gibt es 
für alle drei Rechtsgebiete



Alpmann Schmidt

Leseprobe und Bestellung:
shop.alpmann-schmidt.de

Die richtige Strategie entscheidet

Das Strafurteil ebenso wie die Revision gehören zu den klassischen strafrechtlichen 

Klausurtypen im Assessorexamen.

Dabei gilt die Revisionsklausur − zu Recht! − als eine der größten Herausforderun-

gen, da sie alle verfahrensrechtlichen und materiell-rechtlichen Fehler aufspüren 

müssen, die sich aus dem Strafurteil in Verbindung mit dem Sitzungsprotokoll er-

geben, und dann in der korrekten Form darzustellen haben. Nicht zu unterschät-

zen sind aber auch die Anforderungen einer Urteilsklausur: Sie müssen Haupt- und 

Nebenentscheidungen treffen, Urteilstenor und -gründe ausformulieren und Erwä-

gungen zur Strafzumessung erläutern.

Das zweigeteilte Skript erklärt das gesamte prüfungsrelevante Wissen zu Strafurteil 

und Revision streng nach Logik der Fallbearbeitung  − erläutert die Probleme also 

genau dort, wo sie in der Prüfung auftauchen, mit zahlreichen Klausurhinweisen, 

Musterformulierungen, Aufbauschemata und Tipps erfahrener Korrektoren, wie 

Sie typische Fehler vermeiden.

S2 Strafurteil und Revisionsrecht in der Assessorklausur
Von Rainer Kock, Staatsanwalt (GL)/Dr. André Neumann B.A., Rechtsanwalt

2025  22,90 €
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